
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Interessenverband Kleine Heime und Jugendhilfeprojekte Schleswig-Holstein 
e.V. (IKH-SH e.V.) hat die Einrichtung und Implementierung der Beschwerdestelle 
des Landes sehr begrüßt und unterstützt deren Tätigkeit  in allen Bereichen: So 
haben wir bereits Anfang des Jahres 2017 Vertreterinnen der Beschwerdestelle zu 
einer IKH Mitgliederversammlung eingeladen, dies ist auch in dem 
Tätigkeitsbericht erwähnt (S. 18 des Tätigkeitsberichtes). 

Des Weiteren unterstützen wir ebenfalls die Regionalstellen der Vertrauenshilfe, 
die auf regionaler Ebene die Rechte von Kindern- und Jugendlichen vertreten 
sollen. Die Mitarbeiter*innen dieser Regionalstellen wurden zum Teil zu unseren 
regionalen Verbandstreffen oder direkt in IKH Mitgliedseinrichtungen eingeladen. 

Aus unserer Sicht ist die Einrichtung einer unabhängigen Ombudsstelle für Kinder- 
und Jugendliche richtig und wichtig, um –wie Frau El-Samadoni in Ihrem 
Tätigkeitsbericht verdeutlicht:  „Macht- und Wissensasymmetrien zu überwinden 
und Transparenz zu verbessern“.  

An dieser Stelle möchten wir auf die aktuelle Berichterstattung zu diesem 
wichtigen Thema eingehen. 

Die Presseartikel, die nach Veröffentlichung des Tätigkeitsberichts der 
Beschwerdestelle publiziert wurden, sind leider wenig Transparent, sondern 
unserer Auffassung nach, einseitig und reißerisch: verschiedene Presseartikel 
tragen Überschriften wie z.B. „Hilfe für Heimkinder: Falsche Familie oder Schläge“ 
oder „In Heimen wird immer noch geschlagen und gebrüllt“. 

Den Leser*innen wird damit ein völlig falsches Bild der Heimerziehung und vor 
allem von den Inhalten des Tätigkeitsberichtes vermittelt.  
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Diese Berichterstattung diskreditiert die gesamte Heimerziehung, die dort 
tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, als auch die Trägerinnen und Träger 
von Einrichtungen! 

In der heutigen Zeit und bei einem solch sensiblen Thema, muss zwingend eine 
fundierte Berichterstattung erfolgen, die nicht tendenziös ist. Leider wurden in 
einigen Presseberichten zu dem Tätigkeitsbericht der Beschwerdestelle wichtige 
Erkenntnisse nicht beachtet und das Thema einseitig dargestellt. 

Was in dem Tätigkeitsbericht klar verdeutlicht wird und mit Zahlen belegt ist, 
worauf in der Berichterstattung aber nicht eingegangen wurde:  

Laut dem Tätigkeitsbericht sind in den Jahren 2016-2017 416 Beschwerden 
eingegangen (die genannte Zahl von 680 Beschwerden ist eine Schätzung, die das 
Jahr 2018 miteinbezieht).  

Von den 416 Beschwerden richteten sich 70% (291) an die Jugendämter und 30% 
(121) an Heimeinrichtungen (Zusammenfassung S. 63, bzw. auch: Grafik 5a, S. 67  
des Berichtes der Beschwerdestelle S-H). 

Es ist daher nicht verwunderlich, dass von den 16 Fallbeispielen, die in dem 
Tätigkeitsbericht angeführt sind, lediglich 2 direkt auf Unterbringungen in 
Heimeinrichtungen zurückzuführen sind! 

Aufgrund dieser Faktenlage ist es nicht nachvollziehbar, warum ausschließlich 
Heime, bzw. stationäre Heimunterbringungen, im Fokus der Berichterstattung 
liegen und thematisiert werden? 

Zudem wird ein weiteres wichtiges Thema, welches dringend aufzubereiten wäre, 
übergangen: 

Unter dem Punkt „1. Schulvorbereitende Maßnahmen in Einrichtungen“ (S. 9 des 
Tätigkeitsberichtes), wird auf die Regelung des Schulgesetzes Schleswig-Holstein 
eingegangen (§20 Abs. 1, Satz 1, Abs.2 SchulG): lt. dieser Regelung haben Kinder, 
deren melderechtliche Hauptwohnung außerhalb Schleswig-Holsteins liegt, 
lediglich einen Anspruch auf den Besuch einer öffentlichen Schule, aber keine 
über das Schulgesetz normierte Schulpflicht. 

Im Tätigkeitbericht wird die Forderung gestellt, die Schulpflicht für alle Kinder 
und Jugendliche wieder einzuführen.  

Die IKH-SH e.V. unterstützt diese Forderung, denn die uneingeschränkte 
Schulpflicht für alle Kinder- und Jugendliche, die durch das Schulgesetzes S-H 
ausgehebelt ist, muss als universelles Recht zwingend in jeglicher Gesetzgebung 
beachtet werden. 

Wir möchten alle Beteiligte eindringlich darum bitten, die Sachverhalte zu dem 
schwierigen und wichtigen Themenkomplex der Kinder- und Jugendhilfe behutsam 
zu behandeln und korrekt wiederzugeben.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

Albert Kedves 
IKH-SH e.V.  Geschäftsführer 


